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In dem Rechtsstreit  
 
 
 
     - Klägerin und Berufungsbeklagte - 
 
 
 
Prozessbevollmächtigte/r: Rechtsanwälte  
 
g e g e n 
 
 
 
     - Beklagte und Berufungsklägerin - 
 
 
 
Prozessbevollmächtigte/r: Rechtsanwälte  
 
 
 
 
beschließt das Hanseatische Oberlandesgericht Hamburg, 7. Zivilsenat, 
am 28.6.2010 durch den Senat 
 
 …………….  ……………  ……………….. 
 
 
 
 

Die Klägerin trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
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Gründe: 

 

Nachdem die Parteien den Rechtsstreit  in der Hauptsache überei n-

st immend für erledigt erklärt haben, ist gemäß § 91a ZPO unter B e-

rücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach bil l igem 

Ermessen über die Kosten des Rechtsstreits zu entscheiden. Dies führt 

zur Auferlegung der Kosten auf die Klägerin, da diese ohne das erledi-

gende Ereignis al ler Voraussicht nach im Rechtsstreit  unterlegen wäre. 

Wie der Senat in der mündl ichen Verhandlung im Einzelnen erläutert 

hat, sind die von der Kläger in beanstandeten Äußerungen als Me i-

nungsäußerungen einzuordnen. Dieses gilt  auch für den bekämpften 

Teil der Aussage „…das, was ihr ihre internen Berater (u.a. Til ly) am 

l iebsten empfehlen: `täuschen, tr icksen, tarnen` “ .  Diese  Aussage ent-

hält  zwar die tatsächliche Mittei lung, dass sich die Klägerin bezügl ich 

der Außendarstellung poli t ischer Entscheidungen beraten lässt. Diese 

Mittei lung entspr icht  indes der Wahrheit .  Die Beschreibung der Ra t-

schläge bezügl ich der öffentl ichen Darstellung als „täuschen, tr icksen, 

tarnen“ ist hingegen als bewertende Krit ik, also als Meinungsäußerung, 

zu qual if izieren.  Die Grenze zur unzulässigen Schmähkrit ik wird nicht 

überschr it ten. An die Bewertung einer Äußerung als Schmähkrit ik sind 

strenge Maßstäbe anzulegen, wei l andernfalls eine umstrit tene Äuß e-

rung ohne Abwägung dem Schutz der Meinungsfreiheit  ent zogen und 

diese damit in unzulässiger Weise verkürzt würde. Erst wenn bei einer 

Äußerung nicht mehr die Auseinandersetzung in der Sache, sondern 

die Herabsetzung der Person im Vordergrund steht, die jenseits pol e-

mischer und überspitzter Kr it ik herabgesetzt  und gleichsam an den 

Pranger gestel lt  werden sol l,  nimmt die Äußerung den Charakter einer 

unzulässigen Schmähung an (BGH, AfP 2008, 193 m.w.N.).  Dieses gi lt  

in verstärktem Maße für Aussagen im pol it ischen Meinungskampf; in s-

besondere pol it ische Entscheidungsträger müssen im Interesse der 

f reien Rede eine scharfe und auch aggressive Sprache hinnehmen, 

wenn Amtstät igkeit  beurtei lt  wird. Bei Zugrundelegung dieser Maßstäbe 

stel len die Äußerungen der Beklagten keine Schmähkrit ik dar, zumal in 

der Erstmitteilung auch berichtet wird, woran die Krit ik anknüpft.  In der 

Erstmittei lung wird ausgeführt,  dass angesi chts der gegen 

……………… . .  erhobenen Vorwürfe eigentl ich die „Jubel -

Pressekonferenz“ vom 8. November 2009 nicht habe durchgeführt wer-
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den dürfen. Dennoch sei die Pressekonferenz ohne Erwähnung der 

Verdachtsmomente durchgeführt worden und die Kläger in habe …… . .  

zugerufen „………… ,  wir haben auf Sie gesetzt,  wei l s ie unabhängig 

sind.“ und habe ihm „Nerven“ gewünscht „al les auszuhalten“. Dieses 

Verhalten nimmt die Beklagte zum Anlass für ihre Krit ik. Ob diese Kr it ik 

berecht igt oder unberechtigt bzw. r icht ig oder falsch ist,  ist  für die Fr a-

ge, ob die Grenze zur Schmähkrit ik errei cht wird, ohne Belang. Inso-

weit kann –  entgegen der Auffassung des Landgeri chts –  nicht darauf 

abgestel lt  werden, ob man die tatsächl ichen Anknüpfungspunkte für 

hinreichend erachtet.  Erst das Fehlen jeglicher Anknüpfungspunkte ist 

ein al lerdings maßgebliches Kr iterium für die Frage, ob Schmähkr it ik 

vor l iegt (vgl.  Soehr ing, Presserecht, 3. Auf lage, Rn. 20.9.).    

 

 

             …………… ………………  ……………… .  

 


